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Für die Einhaltung  
der Menschenrechte...

Der Weg zur Universalität  
der Menschenrechte
Die Generalversammlung der Verein-
ten Nationen billigte am 10. Dezem-
ber 1948 die „Allgemeine Erklärung 
der Menschenrechte“. Aufgrund der 
weltweit kulturellen Unterschiede ist es 
aber nicht einfach die „Idee der Men-
schenrechte“ auf einen einzigen Punkt 
zu bringen. Hilfe bietet bei den Men-
schenrechtsnormen zumindest eine Tei-
lung in Inhalt, Ausdehnung sowie Form 
und Typ. Im Inhalt geht es darum, wel-
che Rechtsgüter zu schützen sind: das 
Recht auf Leben, Freiheit, Sicherheit, 
Geschlechtergleichheit, sexuelle Selbst-
bestimmung, usw. 

Schwieriger nach der Bejahung ei-
nes Inhalts ist die Formulierung der 
Ausdehnung. Gelten die Inhalte für al-
le Menschen gleichermassen? In der 
Vergangenheit war das zweifelsohne 
nicht so. So hatten Sklaven im 19. Jahr-
hundert kaum Anspruch auf die Inhal-
te, noch im letzten Jahrhundert sprach 
man, beispielsweise im Hitler-Reich 
ganzen Glaubensgruppen die Rechte 
einfach ab. Sogar im 20. Jahrhundert 
wurden den Frauen in Europa kaum 
Rechte zugestanden, nicht einmal heu-
te sind sie den Männern gleichgestellt. 
Aktuelle und künftige Fragen hinsicht-
lich Ausdehnung sind: Haben Schwer-
verbrecher wie Mörder oder Menschen 
im embryonalen Stadium einen An-
spruch auf Menschenrechtsschutz? Die 
Frage nach der Ausdehnung des Krei-
ses der Berechtigten dürfte noch lange 
bestehen bleiben und weiter zu Diskus-
sionen führen.

Seit vielen Jahren wird versucht die 
richtige Form und den richtigen Typ 
der Begründung zu finden. Die Ansätze 
sind vielfältig und 
wechselten in all 
den Jahren der Dis-
kussionen und sind 
bei weitem noch 
nicht abgeschlos-
sen. Der europä-
ischen (christli-
chen) Begründung 
steht hauptsächlich 
die asiatische (kon-
fuzianische) Men-
schenrechtsidee 
gegenüber. Der 
westliche Begriff 
der Menschenrech-
te stellt stärker die 
Freiheit des Einzel-
nen ins Zentrum. 
Der konfuzianische 
Begriff ist wieder-
um geprägt von In-
dividuum und Ge-
meinschaft sowie Entwicklung und Sta-
bilität verbunden mit einer Pflichtethik. 
Obschon solche unterschiedliche Ansät-
ze wichtige Hindernisse auf dem Weg 
zur „Universalität der Menschenrechts-
idee“ sind, müssen sich die Europäer an 
der gegenwärtig von ihnen anerkann-
ten Version halten und versuchen, diese 
in ihrer Region weitgehend und umfas-
send umzusetzen.

Wer verletzt(e) in Europa  
die Menschenrechte?
Menschenrechtsverletzungen wurden 
im 20. Jahrhundert hauptsächlich durch 
totalitäre Systeme (Hitler, Stalin, Fran-
co u.a.) und Staaten begangen. Die Idee 

der Menschenrechte verbunden mit in-
ternationalem Druck führte zu dieser 
Zeit nicht nur in Europa, sondern auch 
weltweit zu einem Erfolg. In neuerer 
Zeit stehen aber nicht mehr totalitäre 
Staaten im Vordergrund, sondern nicht-
staatliche kriminelle Gruppierungen. 
Die schlimmsten Menschenrechtsver-
letzungen geschehen heute nämlich in 
Ländern mit in der Auflösung begriffe-
nen schwachen Regierungen oder Regi-
onen ohne staatliche Strukturen. Im eu-
ropäischen Kontext beispielsweise im 
früheren Jugoslawien. Hier versagen die 
internationalen Schutzmechanismen ge-
nau so wie sie untauglich sind bei den 
Menschenrechtsverletzungen begangen 
durch Vertreter der organisierten Kri-
minalität (OK) oder durch ideologische 
Gruppierungen (bsp. Terrorismus).

In West-Europa sind glücklicherweise 
kaum noch Menschenrechtsverletzun-
gen durch einen Staat feststellbar, der 

Druck auf osteu-
ropäische Staaten 
(Türkei, Albanien, 
Rumänien, u.a.) 
wächst. Trotzdem 
gibt es auch in Eu-
ropa noch Men-
schenrechts-De-
fizite, die zu be-
kämpfen sind. Da-
bei geht es haupt-
sächlich darum, 
dass die Regierun-
gen die Menschen-
rechte und die 
Menschenwürde 
in den Mittelpunkt 
stellen. Sie sind im 
Rahmen der Men-
schenrechtsidee 
dafür verantwort-
lich, dass Bürge-
rin und Bürger vor 

Übergriffen durch kriminelle und ideo-
logische Gruppen geschützt werden.

Diskriminierung der Frauen
Eines der wichtigen Menschenrechts-
probleme in Europa ist die Diskriminie-
rung der Frauen. Auch in modernen eu-
ropäischen Staaten ist die Gleichberech-
tigung noch vielfach nicht vollzogen. 
Nach wie vor erhalten Frauen beispiels-
weise für die gleiche Arbeit nicht den 
gleichen Lohn wie die Männer. Westeu-
ropäische Länder und ganz besonders 
auch die Schweiz stehen aufgrund ihrer 
multikulturellen Bevölkerung grossen 
Herausforderungen hinsichtlich Einhal-
tung der Menschenrechte gegenüber. 

Menschenrechtsverletzungen in Europa

Sex-Sklavinnen  
im 'Goldenen Westen'

Hans-Ulrich Helfer*

Die Menschenrechtssituation in Europa ist zweifelsohne um 
einiges besser als in anderen Regionen der Erde. Eine der 
Hauptverletzungen der Menschenrechte in Europa ist die Dis-
kriminierung der Frauen, vor allem durch den Frauenhandel. 
Im vorliegenden Artikel soll aufgezeigt werden, dass auch in 
Europa die Menschenrechte immer noch verletzt werden und 
noch manche Einsätze für diese notwendig sind.
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Was in gewissen ethnischen Völker-
gruppen traditionell und herkömmlich 
ist und ‚immer‘ so war, ist noch lange 
nicht ethisch und gerecht sowie unter 
der Idee der Menschenrechte tolerier-
bar. Dazu gehört etwa ganz generell die 
Stellung der Frau in der Gesellschaft. 
Aber auch spezielle Themen wie die 
Mädchenbeschneidung, die Kinderehe 
oder erzwungene Eheschliessung usw. 
müssen im Rahmen der Grundnormen 
der Menschenrechte überdacht und an 
den Pranger gestellt werden. Schliess-
lich wurzeln die Menschenrechte ja in 
der Unantastbarkeit der Menschenwür-
de und postulieren einen Anspruch des 
Menschen auf Selbstbestimmung. 

Zu dieser Erkenntnis gehört auch, 
dass Frauen immer noch gezielt und 
systematisch erniedrigt und ausgebeu-
tet werden, dazu gehört sicher als eine 
Form der Frauenhandel oder genauer 
gesagt das Beschaffen, Transportieren 
und Halten von Sex-Sklavinnen.

...gegen Sex-Sklavinnen

Das Thema
Es geht hier nicht um die Prostitution im 
Allgemeinen, um diejenigen Frauen, die 
selbstbestimmte Sexualdienstleistungen 
in einem der ältesten Gewerbe selbstbe-
wusst in eigener Regie anbieten. Noch 
weniger sollen Geschäfte wie Stre-
aptise-, Modell- und Heiratsagenturen 
oder Arbeitsplatzvermittlungsbüros an-
geprangert werden. Dies ist explizit zu 
erwähnen, denn eine Vermischung mit 
dem zur Diskussion stehenden Thema 
würde dieses verwässern. Zur Diskus-
sion steht nämlich ‚nur‘ der Handel von 
vornehmlich 18- bis 28-jährigen Sex-
Sklavinnen. Die noch viel schlimmeren 
unterschiedlichen Formen des grausa-
men Kinderhandels (Mädchen und Kna-
ben) zum sexuellen Missbrauch oder 
zur Haltung als Arbeitssklaven und im 
krassesten Fall zur Entnehme von Kör-
perorganen sollen ebenfalls nicht ange-
sprochen werden, denn sie würden das 
Thema wiederum stark verniedlichen.

Warum der harte Begriff ‚Sex-Skla-
vinnen‘? Titel und Worte prägen den Le-
ser, sei es den Anwalt oder Richter beim 
Studieren des Strafgesetzbuches oder 
den unbedarften Bürger beim Lesen ei-
nes Artikels. Wir kennen in der Schweiz 
im Strafrecht wohl die Begriffe Men-
schenhandel und Menschenschmuggel, 
aber nicht Kinder- oder Frauenhan-
del. Der europäische Laie versteht un-
ter Frauenhandel vornehmlich Vorgän-
ge des Wirtschaftslebens verbunden mit 

der ‚Ware Mensch‘. Er assoziiert auch 
noch, dass damit wahrscheinlich gegen 
das Strafgesetz verstossen wird, mehr 
aber nicht. Er berücksichtigt oder ver-
steht nicht, dass der Frauenhandel al-
le Aspekte der Menschenwürde und 
Selbstbestimmung missachtet. Es ist 
demnach viel besser den Frauenhandel 
als Sex-Sklaverei zu bezeichnen, denn 
zentrale persönliche Menschenrechte 
wie körperliche Unversehrtheit, per-
sönliche Freiheit und sexuelle Selbst-
bestimmung werden von den Täterin-
nen und Täter des Frauenhandels krass 
missachtet.

Die Ware und die Händler
Das Beschaffen, Transportieren und 
Halten von Sex-Sklavinnen (Frauen-
handel) ist eine besondere Form der or-
ganisierten Kriminalität und bringt für 
die Täter insgesamt mehr Geld als Dro-
gen- oder Waffenhandel ein. Nur selten 
beschaffen Män-
ner oder in Ein-
zelfällen Frau-
en Sex-Sklavin-
nen zum Eigen-
gebrauch. Förder-
lich dem Metier 
ist auch, dass 
Frauenhandel in 
der Öffentlichkeit 
verdrängt, ver-
harmlost oder so-
gar geleugnet 
wird. Die Schwei-
zer Polizei- und 
Just izbehörden 
hinken den Ent-
wicklungen um 
Jahre hinterher. 
Die Entdeckung 
der kriminellen 
Hintermänner ist selten und zu Verur-
teilungen kommt es fast nie.

Die Sklavenhändler locken die jun-
gen Frauen mit Versprechungen auf gut 
bezahlte Arbeit, heute vornehmlich aus 
osteuropäischen und westasiatischen 
Staaten, vorerst in ein Durchgangs-
land wo diese gelagert und (gewaltsam) 
zu Sex-Sklavinnen abgerichtet werden. 
Nach dieser Vorbereitungsphase wird 
die Ware teilweise mit falschen Papie-
ren ausgestattet weitergereicht, nicht 
selten sogar über eigentliche Versteige-
rungen wie wir sie aus Sklaven-Filmen 
kennen. Nur beste Frischware gelangt 
in die reichen westeuropäischen Län-
dern wie die Schweiz, wo sie auf illega-
le Bordelle, Saunaclubs, Massagesalons 
und den Strassenstrich verteilt werden.

Das wahre Ausmass dieses Frauen-
handels ist nicht bekannt und kann nur 
grob geschätzt werden. Für einige Her-
kunftsländer bedeutet es jedoch eine 
gesellschaftliche Katastrophe mit ein-
schneidenden Auswirkungen auf das 
Bevölkerungswachstum. So schätzt das 
ukrainische Innenministerium, dass das 
Land alleine in den Neunzigerjahren 
nach dem Fall der Mauer rund 400‘000 
junge Frauen durch den Frauenhan-
del verloren hat. Andere Länder in die-
ser Region sehen sich ähnlichen Zahlen 
ausgesetzt, welche auch durch die Ver-
einten Nationen bestätigt werden. Zwei-
felsohne wird sich die Situation künftig 
mit der Aufnahme weiterer osteuropäi-
scher Staaten in die EU nochmals ver-
schärfen.

Die jungen Ausländerinnen müs-
sen unter Androhung auf Gewalt ih-
re ‚Schulden‘ für ‚Ausbildung‘, (fal-
sche) Ausweise, Transporte und Aufent-

halt im Zielland ab-
arbeiten. Nur sehr 
wenige Frauen wa-
gen es mit ihren 
mangelnden Kennt-
nissen über die tat-
sächliche Situation, 
aufzubegehren oder 
sogar den Schritt zu 
Polizei zu wagen. 
Haben sie doch in 
ihrem Heimatland 
erfahren, dass kor-
rupte Beamte oft 
mit ihren Peinigern 
zusammenarbeiten. 
Hinzu kommt, dass 
die jungen Frau-
en bei einer Ent-
deckung durch ei-
ne Razzia aus der 

Schweiz in ihr Heimatland ausgeschafft 
werden, wo Verwandte und Behörden 
eigentlich nichts über ihre Tätigkeit 
im ‚Goldenen Westen‘ erfahren dürf-
ten. Die rasche Abschiebung wiederum 
entzieht der Schweizer Polizei und Jus-
tiz wichtige Zeuginnen, so dass auch in 
diesem Zusammenhang eine Verurtei-
lung der Hintermänner erschwert wird.

Die Nachfrage in der Schweiz
Wie viele Dirnen bieten in der Schweiz 
zwanglos, selbstbestimmt Sexualdienst-
leistungen an? Aufgrund verschiedener 
Berichte der Behörden sind es gegen-
wärtig rund 12‘000 Frauen. Etwa die 
Hälfte der Frauen halten sich illegal in 
der Schweiz auf, sie arbeiten als so ge-
nannte Sex-Touristinnen oder Sex-Mig-

Organisierte Kriminalität



Sicherheitspolitik (http://www.sicherheitspolitik.ch), Nr. 5, September 2005 - 15

rantinnen, viele von ihnen stammen aus 
osteuropäischen Ländern. Zudem ver-
fügen rund 1‘800 junge Frauen über ei-
ne so genannte Tänzerinnen-Bewilli-
gung, manche von ihnen gehen auch 
der Prostitution nach. Weitere regiona-
le Details sind: Im Kanton Basel-Stadt 
sollen es zirka 20 Kabaretts und gegen 
250 polizeilich bekannte Salons sein. 
Laut der Polizei sollen sich alleine auf 
Zürcher Stadtgebiet rund 3‘000 Frau-
en prostituieren. Eines muss ganz deut-
lich hervorgehoben werden, dass in der 
Schweiz die meisten Dirnen nach beste-
hendem Recht ihre Sexualdienstleistun-
gen selbstbestimmt anbieten, obschon 
sie sich viele hinsichtlich Aufenthalts- 
und Arbeitsstatus in der Illegalität be-
wegen. Es kann also keinesfalls von 
Sex-Sklavinnen im Generellen gespro-
chen werden. Natürlich muss die Frage 
erlaubt sein, ob eine junge Frau, die im 
Herkunftsland kaum Chancen auf einen 
Broterwerb hat, noch selbstbestimmt 
handeln kann.

Es ist nun schliesslich der Frage nach-
zugehen, wie viele der rund 12‘000 
Frauen ihre Dienstleistungen in der 
Schweiz nicht selbstbestimmt, son-
dern unter indirektem Zwang (Abschaf-
fung von Schulden u.a.) oder direkten 
Gewaltandrohungen anbieten müssen. 
Unbelegte Hochrechnungen und Ver-
gleichsfaktoren sowie Berichte nennen 
rund 3‘000 junge Frauen (Sex-Sklavin-
nen) für die Schweiz, was zu bezweifeln 
und wohl übertrieben ist. Genauso ge-
ben aber die nur rund 40 jährlichen An-
zeigen wegen Menschenhandels in der 
Schweiz und die lediglich rund 3 Verur-
teilungen pro Jahr ein falsches Bild wie-
der. Frauenberatungsstellen, Journalis-
ten, Behörden, Wissenschaftler und an-
dere streiten sich um das wahre Aus-
mass. Die Frage nach der genauen An-
zahl ist aber eigentlich widerlich und 
unwichtig. Auch ‚nur‘ einhundert Frau-
en hätten genauso wie dreitausend An-
recht auf Selbstbestimmung und die 
Einhaltung der Menschenrechte.

Bekämpfungsstrategien
Alleine über das Strafrecht kann diese 
Art von Frauenhandel nicht bekämpft 
werden. Die Massnahmen von Polizei, 
Justiz und weitere ähnlichen Behörden 
sind ein Tropfen auf den heissen Stein. 
Die Behörden sind mit dem gegenwär-
tig gültigen Strafrecht und den erlaubten 
Instrumenten völlig überfordert. Neue 
gesetzgeberische Massnahmen und po-
lizeiliche Instrumente müssten rasch 
umgesetzt werden. Dazu gehört auch 

ein spezielles griffiges Strafrecht, das 
den Konsumenten (Freier) härter unter 
Strafe setzt. Schliesslich ist es ja auch in 
diesem ‚Sex-Sklavinnen-Geschäft‘ so, 
dass die Nachfrage den Markt schafft.

Der hauptsächliche Ansatzpunkt zur 
Bekämpfung und Eindämmung ist je-
doch im Herkunftsland der jungen Frau-
en zu suchen. Diese Art von Menschen-
handel gibt es hauptsächlich, weil es 
den jungen Frauen zuhause wirtschaft-
lich sehr schlecht geht, weil bedrücken-
de soziale Verhältnisse herrschen und 
sie ihrer grundsätzlichen Menschen-
rechte weitgehend beraubt sind. Es geht 
darum die Systeme dort dahingehend 
zu verändern, dass Frauen und Männer 
im Rahmen der für Europa anerkannten 
Menschenrechte ihre Rechte und Pflich-
ten wahrnehmen können. Der ‚Golde-
ne Westen‘ hätte die Möglichkeiten po-
litisch und wirtschaftlich Druck aus-
zuüben, wenn es die Verantwortlichen 
nur wollten. Es ist unverständlich, dass 
die EU solche Menschenrechtsverlet-
zungen zulässt und erst noch Länder 
aufnahm und weitere aufnehmen will, 
in welchen die Regierungen bis anhin 
kaum echte Anstrengungen unternom-
men haben, in dieser Hinsicht etwas Ef-
fizientes zu unternehmen.

Das Thema Sex-Sklavinnen (Frauen-
handel) als grobe Verletzung der Men-
schenwürde und damit der Menschen-
rechte darf in Europa und ganz beson-
ders in der Schweiz nicht länger ta-
buisiert und als Randthema behandelt 
werden. Diese spezielle Form der or-
ganisierten Kriminalität muss auf allen 

Ebenen effizient angegangen werden. 
Dazu gehört auch eine offene Diskus-
sion über die Nachfrage der Männer in 
der Schweiz nach sexuellen Dienstleis-
tungen von ausländischen Sex-Sklavin-
nen. Demnach sind nicht nur die Behör-
den, sondern ganz besonders die Gesell-
schaft und die Medien gefordert.
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FIZ Makasi – Beratung und Begleitung für Opfer von Frauenhandel

FIZ Makasi wurde im Herbst 2004 im Frauenin-
formationszentrum (FIZ) eröffnet. Mit dem Auf-
bau von FIZ Makasi ist das FIZ der Tatsache be-
gegnet, dass es als einzige auf Frauenhandel spe-
zialisierte Stelle in der Schweiz durch die steigen-
de Nachfrage an die Grenzen seiner Kapazitäten 
gestossen ist. Von Frauenhandel Betroffene benö-
tigen aufgrund ihrer speziellen Situation und mas-
siven Traumatisierung ein spezifisches Angebot, 

welches FIZ Makasi nun leistet. Das Ziel von FIZ Makasi ist, den Schutz von Op-
fern von Frauenhandel zu verbessern, ihnen die Einforderung ihrer Rechte zu er-
möglichen und den Frauenhandel in der Schweiz einzudämmen. FIZ Makasi un-
terstützt Opfer von Frauenhandel in rechtlicher und (psycho-)sozialer Hinsicht und 
versucht, ihre Aufenthaltssituation hier und die Bedrohungslage im Herkunftsland 
zu klären. Durch den gewährleisteten Schutz können sie ihre Situation stabilisie-
ren, Lösungsstrategien entwickeln und eher gegen Täter aussagen. Ziel ist, Bedin-
gungen zu schaffen, die es den Betroffenen ermöglichen, ihre Traumatisierung zu 
verarbeiten und zu überwinden. FIZ Makasi ist auf Spenden angewiesen. Weitere 
Informationen auf der Website: http://www.fiz-info.ch




